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A. Voraussetzungen und Grundsatze

A1 Ziele der Sozialhilfe

Sozialhilfe sichert die Existenz bedurftiger Perso-
nen, fordert ihre wirtschaftliche und personliche
Selbstandigkeit und gewahrleistet die soziale und
berufliche Integration. Die wirtschaftliche Existenz-
sicherung und die persdnliche Hilfe werden von
der seit 1. Januar 2000 giiltigen Bundesverfassung
ausdriicklich garantiert?.

Im Vordergrund stehen die Eigenverantwortung
und die Pflicht zur Milderung der Abhangigkeit von
staatlichen Leistungen. Die Sozialhilfe folgt dabei
dem Grundsatz von ,Férdern und Fordern®.

A.2. Ausgestaltung der Sozialhilfe

Sozialhilfe erfolgt subsidiar zu anderen Leistungen.
Insbesondere besteht kein Wahlrecht zwischen an-
deren Hilfsquellen und der Sozialhilfe.

Die hilfesuchende Person ist verpflichtet, alles Zu-
mutbare zu unternehmen, um eine Notlage aus ei-
genen Kraften abzuwenden oder zu beheben. In
Frage kommen namentlich die Verwendung von
vorhandenem Einkommen oder Vermdgen sowie
der Einsatz der eigenen Arbeitskraft. Auch gehen
alle privat- und 6ffentlich-rechtlichen Anspriiche
dem Bezug von Sozialhilfe vor. In Frage kommen
Leistungen der Sozialversicherungen, familien-
rechtliche Unterhaltsbeitrage, Anspriiche aus Ver-
tragen, Schadenersatzanspriiche und Stipendien.
Freiwillige Leistungen Dritter gehen ebenfalls den
Sozialhilfeleistungen vor.

Sozialhilfe wird in Form von finanzieller Unterstut-
zung (materielle Hilfe) und personlicher Hilfe ge-
wahrt.

A.3. Formen der materiellen Hilfe

Die materielle Grundsicherung, bestehend aus
den anrechenbaren Wohnkosten WOK, der medizi-
nischen Grundversorgung MGV und dem Grund-
bedarf fir den Lebensunterhalt GBL. Mit der mate-
riellen Grundsicherung werden die wesentlichen
Bediirfnisse einer angemessenen, jedoch beschei-
denen Lebensflhrung inkl. der Teilhabe am sozia-
len Leben abgedeckt.

Die situationsbedingten Leistungen (SIL), wel-
che nach den Umstanden des Einzelfalles bemes-
sen werden und zur materiellen Grundsicherung
hinzukommen.

Der Einkommens-Freibetrag (EFB) und die In-
tegrationszulage (1ZU), welche Anstrengungen
der Betroffenen bedingen und die beruflichen und
sozialen Integrationsbestrebungen honorieren.

Das soziale Existenzminimum umfasst im Mini-
mum die materielle Grundsicherung. Wenn die Vo-
raussetzungen dazu erfillt sind, kdnnen situations-
bedingte Leistungen (SIL) dazu kommen. Dem ge-
genuber werden Einkommens-Freibetrag (EFB)
und Integrationszulage (1ZU) leistungsbezogen ge-
wahrt.

A4. Formen der persoénlichen Hilfe

Die personliche Hilfe erfolgt in Form von Beratung,
Stutzung, Motivierung, Férderung, Strukturierung
des Alltags oder Vermittlung spezieller Dienstleis-
tungen.

A.5. Anspruch auf Sozialhilfe

In der Regel sind Haushaltungen unterstitzungs-
bedurftig, wenn das monatliche Nettoeinkommen
nicht ausreicht, um die Kosten fiir die Grundsiche-
rung gemass Kapitel B. dieser Richtlinien zu de-
cken.

B. Unterstiitzungsbudget und Unterstiitzungsbediirftigkeit

B.1. Individuelles Unterstiitzungsbudget

Das individuelle Unterstitzungsbudget setzt sich
grundsatzlich aus den Kosten der Grundsicherung:

- dem Grundbedarf fur den Lebensunterhalt, nach
Grosse des Haushalts abgestuft (GBL);

- den Wohnkosten (samt tblichen Nebenausla-
gen) WOK;

1 Dieser Anspruch wird im Kerngehalt durch Art. 12 der Bun-
desverfassung garantiert und hat einen unmittelbaren Bezug zu
Art. 7 der Bundesverfassung (Menschenwiirde).

- den Kosten fir die medizinische Grundversor-
gung (einschliesslich Selbstbehalte oder Kosten
fur nétige Zahnarztbehandlungen), MGV;

sowie allfalligen situationsbedingter Leistungen, all-
falligen Einkommens-Freibetragen (EFB) und allfalli-
gen Integrationszulagen (IZU) zusammen.

Davon sind alle gegebenen Einnahmen abzuziehen.
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B.2. Grundbedarf fiir den Lebensunter-

halt (GBL)

B.2.1.

Allen Bediirftigen, die in einem Privathaushalt le-
ben und fahig sind, einen solchen zu flihren, steht
der Grundbedarf GBL fiir den Lebensunterhalt zu.
Dies gilt ebenfalls fiir vorlaufig aufgenommene
Personen, die sich seit mindestens 7 Jahren in der
Schweiz aufhalten?.

Grundsatz

Bei jungen Erwachsenen gelten bezlglich Grund-
bedarf und Wohnkosten besondere Regeln (siehe
Kapitel G) wie auch fur kurzzeitige Unterstitzun-
gen (vgl. Kapitel H.1.).

Der GBL umfasst die folgenden Ausgabepositionen:
- Nahrungsmittel, Getranke und Tabakwaren
- Bekleidung und Schuhe

- Energieverbrauch (Elektrizitat, Gas etc.) ohne
Wohnnebenkosten

- Laufende Haushaltsfiihrung (Reinigung / In-
standhaltung von Kleidern und Wohnung) inkl.
Kehrichtgeblhren

- Kleine Haushaltsgegenstande

- Gesundheitspflege ohne Selbstbehalte und
Franchisen (z.B. selbst gekaufte Medikamente)

- Verkehrsauslagen inkl. Halbtaxabo (6ffentlicher
Nahverkehr, Unterhalt Velo / Mofa)

- Nachrichtenubermittlung (z.B. Telefon, Post)

- Bildung und Unterhaltung (z.B. Radio / TV-Kon-
zessionen und -Gerate, Computer, Drucker,
Sport, Spielsachen, Zeitungen, Biicher, Schul-
kosten, Kino, Haustierhaltung)

- Korperpflege (z.B. Coiffeur, Toilettenartikel)
- Personliche Ausstattung (z.B. Schreibmaterial)
- Auswarts eingenommene Getranke

- Ubriges (z.B. Vereinsbeitrage, kleine Ge-
schenke)

Nicht inbegriffen sind die Wohnungsmiete, die
Mietnebenkosten und die Kosten fir die medizini-
sche Grundversorgung sowie die situationsbeding-
ten Leistungen.

Der GBL fur den Lebensunterhalt wird nach der An-
zahl Personen in einem gemeinsam gefihrten Haus-
halt festgesetzt. Die unterschiedliche Verbrauchs-
struktur von Kindern und Erwachsenen ist im Rah-
men der Gesamtpauschale unerheblich.

AHV-Mindestbeitrage fur bedirftige Personen sind
keine Sozialhilfeleistungen, sondern werden vom zu-
standigen Gemeinwesen aufgrund von Art.

11 AHVG und Art. 3 IVG libernommen.

Betrage fir den Grundbedarf fir den Lebensunterhalt (GBL)3:

Haushaltsgrosse Pauschale/Monat total (gerundet) | Pauschale pro Person und Mo-
nat (gerundet)

1 Person Fr. 1'006.— Fr.1'006.—

2 Personen Fr. 1°539.— Fr.770.—

3 Personen Fr.1'871.— Fr. 624.—

4 Personen Fr. 2153.— Fr. 538.—

5 Personen Fr. 2'435.— Fr. 487.—

pro weitere Person plus Fr. 204.—

Der Pauschalbetrag erméglicht es Personen, die
unterstitzt werden, ihr verfligbares Einkommen
selbst einzuteilen und die Verantwortung dafiir zu

2 Vorlaufig aufgenommene Personen, die sich seit mindestens 7
Jahren in der Schweiz aufhalten, werden mit Inkraftsetzung des
revidierten Asylgesetzes auf den 1.1.2008 in die kantonale Sozi-
alhilfe-Zustandigkeit Uberfiihrt. Dies bedeutet fiir den Kanton
Schaffhausen, dass diese Personen ebenfalls anhand der vorlie-
genden Richtlinien zu unterstitzen sind, da der Bund nach der 7-
Jahresfrist keine Pauschalen mehr ausrichtet. Im Ubrigen wird

Ubernehmen. Ist eine unterstitzte Person dazu
nicht im Stande, trifft die zustédndige Stelle geeig-
nete Massnahmen (z.B. Budgetberatung, Pro-

bezuglich Personen des Asylrechts auf die speziellen Richtlinien

verwiesen.

3 Ansatze bei kurzfristiger Unterstiitzung siehe Kapitel H.
Ansatze bei jungen Erwachsenen siehe Kapitel G.5.
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Rata-Auszahlungen, direkte Begleichung von an-
fallenden Kosten [vgl. Kapitel H.2.]).

B.2.2. Personen in familiendhnlichen Wohn-
und Lebensgemeinschaften

Der Grundbedarf fir den Lebensunterhalt wird an-
teilméassig im Verhaltnis zur gesamten Haushalts-
grosse festgelegt.

B.2.3. Personen in Zweck-Wohngemein-
schaften

Der Grundbedarf fir den Lebensunterhalt wird un-
abhangig von der gesamten Haushaltsgrésse
festgelegt. Er bemisst sich nach der Anzahl Per-
sonen in der Unterstitzungseinheit. Der entspre-
chende Grundbedarf wird um 10 Prozent redu-
Ziert.

Unter den Begriff Zweck-Wohngemeinschaften
fallen Personengruppen, welche mit dem Zweck
zusammenwohnen, die Miet- und Nebenkosten
gering zu halten. Die Ausibung und Finanzierung
der Haushaltsfunktionen (Wohnen, Essen, Wa-
schen, Reinigen usw.) erfolgt vorwiegend ge-
trennt.

B.2.4. Personen in stationdren
Einrichtungen

Soweit die Voraussetzungen der Sozialhilfe erfillt
sind, ist bei bedurftigen Personen in stationaren
Einrichtungen (Heimen, Kliniken und dergl.), in
therapeutischen Wohngemeinschaften oder in
Pensionen an Stelle des Grundbedarfs fur den Le-
bensunterhalt eine Pauschale zur Deckung der
nicht im Pensionsarrangement (Tagestaxe) ent-
haltenen Ausgabepositionen zu gewahren. Die
Hohe der Pauschale ist nach der korperlichen und
geistigen Mobilitat abzustufen.

Der Situation entspricht jeweils die vom kantona-
len Sozialversicherungsamt fir IV- und EL-Bezi-
ger eingerechnete Hohe des dort festgelegten
Satzes fur ,personliche Bedirfnisse®. Dieser Satz
betragt seit 2019 max. Fr. 518.— pro Monat. Es ist
dabei zu beachten, dass damit samtliche persénli-
chen Ausgaben, wie beispielsweise Taschengeld,
Transportkosten, Coiffeur, Kérperpflege, Kleider,
Wascheanschaffung und Reinigung abzudecken
sind. Die Krankenkassenpramien sowie die AHV-
Mindestbeitrage dirfen allerdings nicht damit ver-
rechnet werden.

B.2.5. Teilweise Abwesenheit von Kindern
aufgrund Besuchsrecht beim anderen
Elternteil

Der Grundbedarf einer Unterstiitzungseinheit, be-
stehend aus einem Elternteil und Kindern, ist,
wenn ein regelmassiges Besuchsrecht bei dem
getrenntlebenden Elternteil wahrgenommen wird,
entsprechend der Abwesenheit anteilsmassig zu
kurzen.

B.2.6. Personen ohne Bleiberecht

Nothilfe wird an Personen ausgerichtet, die kein
Recht auf einen Verbleib in der Schweiz haben.
Wer in der Schweiz bleiben darf, beurteilt sich
nach Bundesrecht, namentlich nach dem Auslan-
derrecht und dem Asylrecht. Insbesondere folgen-
den Personen steht kein Bleiberecht zu und sie
erhalten bei Bedarf nur Nothilfe:

- Asylsuchende mit einem rechtskraftigen
Nichteintretensentscheid und einer rechtskraf-
tigen Wegweisung (inkl. Dublin-Out)

- Asylsuchende mit einem rechtskraftigen Ne-
gativentscheid und einer rechtskraftigen Weg-
weisung

- Personen, deren vorlaufige Aufnahme aufge-
hoben wurde

- Personen, die das Bleiberecht nach Auslan-
derrecht verloren haben.

Entsprechend ist dieses Unterstlitzungssystem
auf Personen aus der regularen Wohnbevoélke-
rung nicht anwendbar. Vorbehalten bleibt das
Sanktionssystem.

B.3. Wohnkosten (WOK)

B.3.1. Allgemeines

Anzurechnen ist der Wohnungsmietzins (bei
Wohneigentum der Hypothekarzins), soweit die-
ser im ortsUblichen Rahmen liegt. Ebenfalls an-
zurechnen sind die vertraglich vereinbarten Ne-
benkosten (bzw. bei erhaltenswertem Wohnei-
gentum die offiziellen Gebuhren sowie die abso-
lut nétigen Reparaturkosten).

Wenn Personen langerfristig unterstiitzt werden,
haben sie keinen Anspruch auf Erhaltung ihres
Wohneigentums. Es ist aber, wenn die Zinsbe-
lastung vertretbar ist, stets zu prifen, ob die
Mehrkosten, die durch die Erhaltung des Eigen-
tums fiir die Offentlichkeit entstehen, nicht durch
eine Grundpfandsicherung abgedeckt werden
kénnen (vgl. Kapitel D.6.2.)

Kosten fur Heizung und Warmwasser (z.B.
Elektro- und Holzheizungen, Elektroboiler) sind
nach effektivem Aufwand zu verguten, sofern sie
nicht Gber die Wohnnebenkosten mit dem Vermie-
ter abgerechnet werden.

Dabei sind die glinstigsten Mietzinsangebote fiir
bedarfsgerechte Wohnungen (= preiswerte Woh-
nungen) massgebend. Die Gemeinden kdnnen
Richtwerte der ortsliblichen Wohnungsmietzinse
festlegen.

Wenn die Wohnkosten nicht als ortsiblich qualifi-
ziert werden konnen, ist der bedurftigen Person
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mittels eines anfechtbaren Beschlusses (vgl. Ka-
pitel B.5.4.) eine angemessene Frist zur Kindi-
gung, der Wohnungssuche und zum Umzug in
eine glnstigere Wohnung zu setzen. Die Frist
richtet sich in der Regel nach den ortsiblichen
Kindigungsfristen. Wahrend der Kindigungsfrist
sind der bedirftigen Person die effektiven Wohn-
kosten zu erstatten. Wenn die bedirftige Person
unverschuldet innerhalb der Kiindigungsfrist keine
neue Wohnung beziehen kann, sind die effektiven
Wohnkosten auch weiterhin durch die 6ffentliche
Sozialhilfe zu Gbernehmen. Dabei kann von ihr die
Beibringung von ausreichenden Bemuhungen ver-
langt werden.

Weigern sich unterstitzte Personen, eine guinsti-
gere Wohnung zu suchen oder in eine effektiv
verfigbare und zumutbare glinstigere Wohnung
umzuziehen, dann kdnnen die anrechenbaren
Wohnkosten auf jenen Betrag reduziert werden,
der durch die gunstigere Wohnung entstanden
ware. Dies bedeutet unter Umstanden, dass die
unterstitzte Person den teureren Mietzins nicht
mehr bezahlen kann und die Kindigung erhalt. In
diesem Fall ist das Gemeinwesen verpflichtet,
eine Notunterkunft zur Verfligung zu stellen.

Ausnahmen von den vorerwahnten Vorgaben sind
dann gegeben, wenn eine bedirftige Person ei-
nen Mietvertrag eingegangen ist, der bereits beim
Abschluss in keinem realistischen Verhaltnis zur
damals vorliegenden Einkommenslage gestanden
hat. In diesem Fall ist von Beginn an nur der orts-
Ubliche Mietzins zu gewahren.

B.3.2. Wohnkosten bei familienahnlichen
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaf-
ten

Zum Begriff familienahnliche Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaften siehe Kapitel F.5.

Werden innerhalb einer familienahnlichen
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft nicht alle
Personen unterstutzt, wird der gemass den
massgeblichen Mietzinsrichtlinien fiir die ent-
sprechende Haushaltsgrésse angemessene
Mietzins auf die Personen aufgeteilt.

B.3.3. Zweck-Wohngemeinschaften

Bei Zweck-Wohngemeinschaften ist zu berlick-
sichtigen, dass diese einen grosseren Wohnraum-
bedarf haben als familiendhnliche Wohn- und Le-
bensgemeinschaften gleicher Grdsse. Beziiglich
jungen Erwachsenen wird auf Kapitel G.5. verwie-
sen.

B.4. Krankenversicherung (MGV)

Grundsatzlich umfasst die medizinische Grund-
versorgung alle Behandlungen, die der Erhaltung

des Lebens, der Abwehr ernsthafter Gesundheits-
schaden und der Vermeidung unzumutbaren Lei-
dens dienen.

Die medizinische Grundversorgung ist in der
Schweiz grundsétzlich durch die obligatorische
Krankenversicherung abgedeckt. Die obligatori-
sche Krankenversicherung gewahrt Leistungen
bei Krankheit, Unfall (soweit dafiir keine Unfallver-
sicherung aufkommt) und Niederkunft.

Unterstltzte Personen haben Anspruch auf Pra-
mienermassigung.

Die Pramien der obligatorischen Krankenversi-
cherung (Grundversicherung) gelten nicht als
Sozialhilfeleistungen und dirfen daher einem
kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen nicht in
Rechnung gestellt werden. Diese Leistungen
sind Pflichtleistungen der Gemeinden, die ei-
nem Konto des Gesundheitswesens zu be-
lasten sind.

Jener Teil der Pramien fiir die obligatorische
Krankenversicherung, der nicht durch die Pra-
mienermassigung gedeckt ist und den bedirftige
Personen allenfalls selbst bezahlen missen,
muss als Aufwandposten in die individuelle Bud-
getberechnung aufgenommen werden. Dies sind
insbesondere Selbstbehalte flir Arzt- oder Spital-
kosten, Medikamente, Therapiekosten, Diatkos-
ten, Brillen, Gehhilfen, Prothesen u.a. sowie
Zahnarztkosten (s. Kapitel C.1.3.).

Pramien fur weitergehende Versicherungsleistun-
gen fallen grundsatzlich nicht unter Gesundheits-

kosten. Sie kdnnen in Ausnahmefallen jedoch als

situationsbedingte Sozialhilfeleistungen angerech-
net werden.

B.5. Kiirzung, Verweigerung und Ein-
stellung von Unterstiitzungsleis-
tungen

B.5.1. Zur Kiirzung

In Beachtung des Grundsatzes der Verhaltnis-
massigkeit - Schaden und Schwere des Fehl-
verhaltens - kdnnen folgende Kirzungsschritte
abgestuft oder kombiniert vorgenommen wer-
den:

- Der Grundbedarf flr den Lebensunterhalt
kann maximal fir ein Jahr und bis zu 30%
gekulrzt werden.

- Leistungen mit Anreizcharakter kdnnen bis
maximal ein Jahr gekirzt oder gestrichen
werden.

- Die Wohnkosten und die Kosten fur die me-
dizinische Grundversorgung kdnnen nicht
gekirzt werden.
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B.5.2. Zur Verweigerung

Der Anspruch auf Sozialhilfe setzt Bedurftigkeit
voraus. Die hilfesuchende Person muss sowohl
bei der Einreichung eines Unterstitzungsgesuchs
als auch wahrend der Unterstltzung Uber ihre
Verhaltnisse Auskunft erteilen und diese doku-
mentieren, soweit diese fur die Beurteilung und
Bemessung des Anspruchs erforderlich sind.

Wenn eine gesuchstellende Person sich weigert,
die zur Bedarfsbemessung nétigen Angaben und
Unterlagen vorzulegen, obwohl sie dazu ermahnt
und Uber die Konsequenzen informiert wurde,
kann ein allfalliger Anspruch auf Sozialhilfeleistun-
gen durch die Sozialhilfebehdrde nicht gepriift
werden. Folglich ist das Gesuch abzuweisen.

B.5.3.  Zur Einstellung

Bei laufenden Unterstiitzungsfallen konnen bei
gleichem Sachverhalt nach entsprechender Mah-
nung und Gewahrung des rechtlichen Gehdrs die
Leistungen eingestellt werden, mit der Begruin-
dung, dass die Bedirftigkeit nicht mehr beurteilt
werden kann und erhebliche Zweifel an deren
Fortbestand bestehen.

Eine teilweise oder ganzliche Einstellung von Un-
terstitzungsleistungen aufgrund der Verletzung
der Subsidiaritat ist ausnahmsweise dann zulas-
sig, wenn die unterstitzte Person sich in Kenntnis
der Konsequenzen ihres Entscheids ausdricklich
und wiederholt weigert, eine ihr mdgliche, zumut-
bare und konkret zur Verfigung stehende Arbeit
anzunehmen oder einen ihr zustehenden, bezif-
ferbaren und durchsetzbaren Rechtsanspruch auf

Ersatzeinkommen geltend zu machen, wodurch
sie in die Lage versetzt wiirde, ganz oder teil-
weise fir sich selber zu sorgen.

Ferner ist eine Einstellung der Leistungen zulas-
sig, wenn sich die unterstitzte Person weigert,
eine Liegenschaft oder andere Giber dem Vermo-
gensfreibetrag liegende Vermdgenswerte (z.B.
Personenwagen, wertvolle Sammlerobjekte etc.)
innerhalb einer zumutbaren Frist zu verwerten.

Eine Leistungskirzung als Sanktion muss klar
von einer Verrechnung von Sozialhilfeleistungen
im Rahmen der Riickerstattungspflicht unter-
schieden werden.

B.5.4. Verfahren der Kiirzung / Einstellung
bzw. Verweigerung von Sozialhilfe-
leistungen

Weisungen und Auflagen sind in einem rekurs-
fahigen Beschluss festzuhalten. Die ibrigen Mit-
wirkungspflichten wie Informations- und Aus-
kunftspflicht sind bei der Anmeldung zum Bezug
von Sozialhilfeleistungen unterschriftlich zu besta-
tigen.

Vor der Kiirzung des Grundbedarfs bzw. einer
Verweigerung der Sozialhilfeleistung ist in jedem
Fall dem Klienten das rechtliche Gehér zu gewah-
ren.

Nimmt die unterstitzte Person nicht innert Frist
zur Pflichtverletzung Stellung, so kann die Sozial-
hilfebehorde ohne weiteres einen Beschluss mit
der Kirzung oder der Einstellung der Unterstit-
zungsleistung erlassen.

C. Situationsbedingte Leistungen und Integrationszulagen

Cc.A1. Situationsbedingte Leistungen (SIL)
und Integrationszulagen

C.1.1.  Anspruch und Inhalt

Situationsbedingte Leistungen haben ihre Ursache
in der besonderen gesundheitlichen, wirtschaftli-
chen und familiaren Lage einer unterstiitzten Per-
son.

Die Aufwendungen fir situationsbedingte Leistun-
gen werden im individuellen Unterstlitzungsbudget
berucksichtigt, sofern sie in einem sinnvollen Ver-
haltnis zum erzielten Nutzen stehen. Massgebend
ist, ob die Selbstandigkeit und soziale Einbettung ei-
ner unterstitzten Person erhalten bzw. geférdert
wird, oder ob grésserer Schaden abgewendet wer-
den kann. Situationsbedingte Leistungen kénnen
langfristig wirken (z.B. bei erwerbsbedingten Kosten)
oder aber zur kurzfristigen Stabilisierung (z.B. bei fa-
miliaren Krisensituationen) beitragen.

Bei der Anrechnung der Kosten flr situationsbe-
dingte Leistungen sind folgende Aspekte zu beriick-
sichtigen:

m Verbindliche Leistungen

Es gibt Kosten, welche in Abhangigkeit einer be-
stimmten Situation zwingend anfallen. Diese sind zu
ubernehmen.

Zwingend notwendige Leistungen sind:

- bestimmte krankheits- und behinderungsbe-
dingte Auslagen gemass Kapitel C.1.2. und
C1.3.

- Erwerbskosten und Auslagen fiir nicht lohnmas-
sig honorierte Leistungen gemass Kapitel C.1.4.

- bestimmte Kosten fir die Integration und Betreu-
ung von Kindern und Jugendlichen gemass Ka-
pitel C.1.5.

- Kosten bei Wegzug aus der Gemeinde gemass
Kapitel C.1.12.
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- Hausrat- und Haftpflichtversicherung gemass
Kapitel C.1.7.

- Kosten fur Aufenthaltsbewilligungen
- Mobiliar: einfache Grundausstattung

- Besuchsrechtskosten gemass Kapitel B.2.5.

m Leistungen im Ermessen der Sozialhilfeorgane

Zur Unterstutzung des Hilfsprozesses kénnen zu-
satzliche Leistungen notwendig sein. Diese Leistun-
gen missen sachlich begriindet sein, die Kosten in
einem sinnvollen Verhaltnis zum erzielten Nutzen
stehen und mit dem Aufwand von nicht unterstitzten
Haushalten vergleichbar sein.

Es ist zu beachten, dass bereits im Grundbedarf
(vgl. Kapitel A.2.) Leistungen enthalten sind, die
nicht zwingend in jeder Situation anfallen. Diese
werden nicht zusatzlich verguitet.

m Einmalige Leistung

Um eine drohende Notlage abzuwenden, kdnnen si-
tuationsbedingte Leistungen einmalig auch an Fami-
lien und Einzelpersonen gewahrt werden, deren Ein-
kommen die Anspruchsgrenze knapp Uberschreitet.
Dazu kénnen auch gemeindeeigene Fonds ange-
gangen werden.

C.1.2. Krankheits- und behinderungsbedingte

Auslagen

Unter den Titel krankheits- und behinderungsbe-
dingte Auslagen fallen Kosten fiir Leistungen, die
nicht im Rahmen der medizinischen Grundversor-
gung (vgl. Kapitel B.4.) liegen, aber im konkreten
Einzelfall sinnvoll und nutzbringend sind.

Vergutet werden Mehrauslagen im Zusammenhang
mit:

m Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause oder in Ta-
gesstrukturen

m Transport zur nachstgelegenen Behandlungs-
stelle

m Hilfsmittel

Die Pramien fur einen Uber die medizinische Grund-
versorgung hinausgehenden Versicherungsschutz
sind zu Ubernehmen, wenn die zu erwartenden oder
erbrachten Versicherungsleistungen hoher sind als
die Pramien. Zu denken ist hierbei namentlich an
Krankentaggeldversicherungen und Zahnversiche-
rungen fir Kinder.

Die Pramien weiterer Versicherungen oder Behand-
lungskosten beispielsweise im Bereich der Komple-
mentar- und Alternativmedizin kénnen in begriinde-
ten Fallen Gbernommen werden.

C.1.3.

Ausser in Notféllen ist vor jeder Zahnbehandlung ein
Kostenvoranschlag vom Zahnarzt zu verlangen und
der Sozialhilfebehdrde zur Prifung einzureichen.
Dieser soll auch uber das Behandlungsziel Auskunft
geben.

Zahnarztkosten

Die Kosten werden zum SUVA-Tarif zu Lasten der
Sozialhilfe tbernommen. Die Kostenfolge fir jahrli-
che Zahnkontrollen und Dentalhygiene (Zahn-
steinentfernung) fallt ebenfalls auf die Sozialhilfe.
Bei kostspieligen Zahnbehandlungen kann die Sozi-
alhilfebehérde die freie Wahl des Zahnarztes ein-
schrénken und einen Vertrauenszahnarzt beiziehen.

Bei allen zahnarztlichen Behandlungen hat die un-
terstlitzte Person einen Selbstbehalt von 10% zu tra-
gen.

C.1.4. Erwerbskosten und Auslagen fiir nicht

lohnmassig honorierte Leistungen

Erwerbstatigkeit — ob voll- oder teilzeitlich — sowie
die Erbringung nicht lohnmassig honorierter Leis-
tungen sind in der Regel mit Kosten verbunden,
welche zu beziffern und in der Héhe der effektiven
Mehrkosten voll anzurechnen sind.

Die Erbringung anderer, nicht lohnmassig honorier-
ter Leistungen (Freiwilligen- oder Nachbarschaftsar-
beit, Pflege von Familienangehdrigen, Teilnahme an
Integrations- oder Qualifikationsprogrammen, Stel-
lensuche etc.) kann auch mit Kosten verbunden
sein.

Die effektiven mit solchen von der Sozialhilfe er-
wilnschten und geférderten Tatigkeiten zusam-
menhangenden zusatzlichen Kosten sind bei der
Budgetierung vollumfénglich zu bertcksichtigen.
Fir die Mehrkosten auswarts eingenommener
Hauptmahlzeiten gilt allgemein ein Ansatz von 8-
10 Franken pro Mahlzeit.

Diese Kosten dirfen nicht mit Integrationszulagen
(vgl. Kapitel C.2.) oder Einkommens-Freibetragen
(vgl. Kapitel D.3.) verrechnet werden.

Bei der Berechnung dieser Kosten ist zu beachten,
dass gewisse Kostenanteile (z.B. fir Fahrten mit
dem o6ffentlichen Verkehrsmittel im Ortsnetz oder fir
Nahrungsmittel und Getranke) bereits im Grundbe-
darf flr den Lebensunterhalt bertcksichtigt sind

(vgl. Kapitel B.2.1.); deshalb ist nur die Differenz
anzurechnen. Die Kosten fur die Benltzung eines
privaten Motorfahrzeuges sind dann zu bericksichti-
gen, wenn das Fahrziel nicht auf zumutbare Weise
mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln erreicht werden
kann.

Nicht als Erwerbsunkosten gelten die Auslagen fir
die Fremdbetreuung von Kindern Erwerbstatiger;
diese Kosten werden gesondert angerechnet (vgl.
Kapitel C.1.5.).
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C.1.5. Integration und Betreuung von Kindern

und Jugendlichen

Bei erwerbstatigen Alleinerziehenden oder Eltern-
paaren fallen haufig Kosten fur die stunden- oder ta-
geweise familienergdnzende Betreuung der Kinder
wahrend der Arbeitszeit an. Diese Auslagen sind
nach ortsuiblichen Ansatzen anzurechnen. Ebenso
sind die Kosten fiir familienerganzende Kinderbe-
treuung zu Ubernehmen, wenn die Eltern aktiv auf
Stellensuche sind oder wahrend deren Teilnahme
an einer Integrationsmassnahme.

Die berufliche Integration bei Alleinerziehenden soll
fur den Zeitpunkt vorgesehen werden, wenn das
jungste Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat. Ge-
meinsam mit der unterstutzten Person ist — immer
mit dem Kindswohl im Blick — die Vereinbarkeit von
Berufstatigkeit und Familienpflichten abzuwagen
und der berufliche (Wieder-)einstieg zu planen und
zu unterstitzen. Eine gute Kinderbetreuung muss
dabei in jedem Fall gewahrleistet sein.

Der Besuch einer Spielgruppe kann zur sozialen In-
tegration oder Sprachférderung sinnvoll und hilfreich
sein. Diese Auslagen sind anzurechnen.

Die Teilnahme am sozialen Leben soll bei Kindern
und Jugendlichen besonders geférdert werden. In
diesem Sinne kénnen Beitrage fur Freizeitaktivitaten
pro Kind und Jahr zusatzlich geleistet werden.

C.1.6.

Die im Zusammenhang mit dem Schul-, Kurs- oder
Ausbildungsbesuch entstehenden Kosten sind zu
Ubernehmen, soweit sie nicht im Grundbedarf fur
den Lebensunterhalt (GBL) enthalten sind, oder
durch Stipendien gedeckt werden kénnen (Betref-
fend Stipendien G.2.).

Die Grundkosten, die durch die Erflllung der gesetz-
lichen Schulpflicht entstehen, werden durch den
Grundbedarf fir den Lebensunterhalt bereits abge-
golten. Es kdnnen sich jedoch situationsbedingte
Aufwendungen (z.B. fiir Schul- und Hortlager, Mu-
sikunterricht, Mietkosten fur Musikinstrumente,
Nachhilfe- oder Spezialunterricht) ergeben, deren
Ubernahme im Wohle des Kindes liegt.

Schule und Erstausbildung

Das Gleiche gilt fir ungedeckte Kosten im Rahmen
einer Erstausbildung.

C.1.7. Pramien fiir Hausrat- und Haftpflichtver-

sicherung

Unterstutzte Personen sollen ahnlichen Versiche-
rungsschutz geniessen wie der Durchschnitt der Be-
volkerung. Insbesondere ist der Abschluss einer Pri-
vathaftpflichtversicherung zu férdern, weil damit
kinftigen finanziellen Notlagen vorgebeugt werden
kann.

Die Pramien fir Hausrat- und Haftpflichtversiche-
rungen sind als separater Ausgabenposten ins Un-
terstitzungsbudget aufzunehmen. Dabei kann un-
ter Beachtung der Kiindigungsfrist der Ubertritt in
die kostengunstigste Versicherung verlangt wer-
den.

C.1.8. Integration von fremdsprachigen Er-

wachsenen

Die Sozialhilfeorgane verpflichten sozialhilfeab-
hangige erwerbslose Personen mit Deutschkennt-
nissen, die den Anforderungen im Erwerbsleben
nicht genligen, geeignete Deutschkurse zu besu-
chen. Die anfallenden Kosten sind ins Unterstit-
zungsbudget aufzunehmen oder direkt an den
Leistungserbringer zu verguten.

C.1.9.

Weder laufende Steuern noch Steuerriickstande
diurfen aus Sozialhilfegeldern bezahlt werden.

Steuern

Far l1angerfristig unterstitzungsbedurftige Personen
ist ein Steuererlass zu erwirken. Bei nur voriberge-
hend Unterstltzten ist zumindest auf eine Stundung,
u.U. verbunden mit einem Teilerlass, zu drangen.

Obschon die Aussichten auf effektive Steuererlasse
im Kanton Schaffhausen als sehr gering einzustufen
sind, darf nicht zum Vornherein darauf verzichtet
werden. Ab einem bestimmten Erwerbseinkommen
sind Steuern geschuldet, welche dann aber aus dem
Einkommens-Freibetrag beglichen werden kénnen.

C.1.10. Urlaub / Erholung

Urlaubs- oder Erholungsaufenthalte sollen langfris-
tig unterstltzten Personen ermdglicht werden, die
nach Kraften erwerbstatig sind, Betreuungsaufga-
ben wahrnehmen oder vergleichbare Eigenleistun-
gen erbringen. Fir die Finanzierung kdnnen Fonds
und Stiftungen beigezogen werden.

Die Betreuung und Erziehung von Kindern oder die
intensive Betreuung eines Familienmitglieds gilt in
diesem Zusammenhang so viel wie eine volle Er-
werbstatigkeit. Das heisst, dass auch Alleinerziehen-
den und anderen nicht erwerbstatigen unterstitzten
Personen Urlaubs- oder Erholungsaufenthalte zu-
stehen.

C.1.11. Kostenbeteiligung fiir heroingestiitzte

Behandlung

Patienten, die an der heroingestitzten Behandlung
Schaffhausen teilnehmen, haben sich neben den
Krankenkassen und dem Kanton an den Kosten
zu beteiligen.

Die Patienten haben der HeGeBe Schaffhausen fir
die Behandlung einen Tagessatz von Fr. 5.— zu
verguten. Diese Kosten sind zu Lasten der Sozial-
hilfe zu Gbernehmen, soweit die betroffene Person
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bereits sozialhilfeabhangig ist. Die Gemeinden sind
berechtigt von den Patienten eine Eigenleistung von
maximal Fr. 5.-- pro Tag zu verlangen.

C.1.12. Wegzug aus der Gemeinde

Ziehen unterstlitzte Personen aus einer Gemeinde
(bzw. aus dem Kanton) weg, so hat die bisherige
Wohngemeinde im Rahmen der Sozialhilfe folgende
Kosten zu decken:

- Lebensunterhalt fur einen Monat ab Wegzug im
bisherigen Umfang (abztiglich bisheriger Woh-
nungskosten)

- Umzug

- erster Monatsmietzins bis zur Hohe der am
neuen Wohnort anerkannten Kosten

- sofort erforderliche Einrichtungsgegenstande

C.1.13. Kosten im Zusammenhang mit der Aus-

tibung des Besuchsrechts

Eltern, die ihre Kinder in Ausiibung des Besuchs-
rechts oder bei Fremdplatzierungen tber das Wo-
chenende zu sich nach Hause nehmen, haben zu-
satzlich Anspruch auf eine Vergiitung von Fr. 20.--
pro Tag und Kind.

C.2. Integrationszulage fiir Nichter-

werbstitige (1ZU)

Eine Integrationszulage wird nicht erwerbstatigen
Personen gewahrt, die das 16. Lebensjahr vollen-
det haben und sich besonders um ihre oder ihrer
Nachsten soziale und / oder berufliche Integration
bemuhen. Die Integrationszulage betragt je nach
der erbrachten Leistung und ihrer Bedeutung zwi-
schen Fr. 100.-- und Fr. 300.-- pro Person und Mo-
nat.

Die Integrationszulage soll dem Aufwand und der
Bedeutung der erbrachten Integrationsleistung an-
gemessen sein.

Den Nachweis fiir einen 1ZU-Anspruch missen die
Sozialhilfe empfangenden Personen erbringen. Al-
lerdings sind diese im Beratungsgesprach auf ihre

Integrationsbemiihungen anzusprechen und auf ihre
Nachweispflicht aufmerksam zu machen. Die IZU
wird in der Regel auf ein Jahr befristet ausgerichtet
und wird in begrindeten Fallen verlangert.

Folgende Anspruchsvoraussetzungen bestehen:

- Teilnahme an Arbeits- und Beschaftigungspro-
grammen. Bei einer 100% Anstellung betragt die
1ZU Fr. 300.— pro Monat, bei kleineren Pensen
anteilsmassig, mindestens aber Fr. 100.— pro
Monat

- Die Weisungen der Sozialhilfe im Zusammen-
hang mit Integrationsmassnahmen mussen be-
folgt werden

- Betreuungsaufgaben, welche das Ubliche Mass
Uberschreiten, beispielsweise alleinerziehende
Personen, welche wegen ihrer Betreuungsauf-
gaben weder einer Erwerbstatigkeit noch einer
ausserfamilidren Integrationsaktivitdt nachgehen
kénnen (die Anspruchsberechtigung auf Er-
werbsersatzleistung gemass Gesetz liber Fami-
lien- und Sozialzulagen (SHR 836.100) ist in je-
dem Falle zu priifen)

- Nachbarschaftshilfe, die das ibliche Mass Uber-
schreitet

- Regelmassige Einsatze in der Freiwilligenarbeit

- Mittelschulabsolventen und Lehrlinge (vgl.
G.5.1)

- Beim Bezug von Arbeitslosengeldern soll eine
IZU ausgerichtet werden, wenn die Person an
einem Arbeits- oder Beschéaftigungsprogramm
teilnimmt. Besucht die Person jedoch einen Wei-
terbildungskurs 0.a. muss keine 1ZU ausgerich-
tet werden.

Die Hohe der 1ZU richtet sich nach dem Umfang und
der Wirkung (Verbesserung der Chancen auf dem
Arbeitsmarkt etc.) der Integrationsbemiihungen. Hier
besteht ein Ermessensspielraum fir die Behorden.

Es empfiehlt sich, Gber die Art der vereinbarten Ta-
tigkeit sowie das Pensum einen Vertrag abzu-
schliessen.

D. Anrechnung von Einkommen und Vermégen

D.1. Einkommen

Bei der Bemessung von finanziellen Leistungen
der Sozialhilfe wird prinzipiell das ganze verfiig-
bare Einkommen einbezogen und auf Erwerbsein-
kommen wird ein Freibetrag gewahrt (siehe D.3.).

Gratifikationen, 13. Monatslohn oder einmalige Zula-
gen geltend als Erwerbseinkommen und werden

zum Zeitpunkt der Auszahlung voll angerechnet
(ohne Abzug eines Freibetrages).

Berucksichtigt wird das ausbezahlte Einkommen
(Nettoeinkommen).

Es sind alle Formen von Einkommen wie Renten-
leistungen, Unterhaltsleistungen etc. zu bericksichti-
gen.
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Grossere und / oder regelmassige Zuwendungen in
Naturalien sind ebenfalls als Einkommen anzurech-
nen.

D.2. Einkommen von Minderjahrigen

Erwerbseinkommen oder andere Einklnfte Min-
derjahriger, die mit unterstitzungsbedurftigen EI-
tern im gleichen Haushalt leben, sind im Gesamt-
budget nur bis zur Héhe des auf diese Personen
entfallenden Anteils anzurechnen.

Die zur Deckung des Unterhalts des Minderjahri-
gen bestimmten periodischen Leistungen wie Un-
terhaltsbeitrage, Kinderzulagen, Sozialversiche-
rungsrenten sind fir den Unterhalt des Kindes zu
verwenden.

Ubersteigen die periodischen Leistungen des Kindes
den auf das minderjahrige Kind entfallenden Anteil
im Unterstutzungsbudget, so bildet der Uberstei-
gende Teil Kindesvermdgen im Sinne von Art. 319
ZGB.

Der Arbeitserwerb des minderjahrigen Kindes steht
unter seiner Verwaltung und Nutzung, auch wenn es
zusammen mit seinen Eltern im gleichen Haushalt
lebt (Art. 323 Abs. 1 ZGB). Die Eltern sind in dem
Mass von der Unterhaltspflicht befreit, als dem Kind
zugemutet werden kann, den Unterhalt aus seinem
Arbeitserwerb selbst zu bestreiten (Art. 276 Abs. 3
ZGB). In entsprechendem Umfang reduziert sich
das Unterstutzungsbudget der Eltern, denn die EI-
tern konnen gemass Art. 323 Abs. 2 ZGB verlangen,
dass das Kind einen angemessenen Beitrag an sei-
nen Unterhalt leistet.

Es empfiehlt sich, bei erwerbstatigen Jugendlichen
ein eigenes Budget zu erstellen.

D.3. Einkommens-Freibetrage (EFB) fir
Erwerbstatige
D.3.1. Hohe Einkommensfreibetrag

Auf Erwerbseinkommen aus dem ersten Arbeits-
markt von Uber 16-jahrigen Unterstitzten wird bei
voller Erwerbstatigkeit ein Freibetrag von Fr. 500.--
pro Monat gewahrt. Bei Teilpensen wird der EFB
anteilmassig angerechnet.

Praktika und Beschaftigungsprogramme gelten nicht
als Erwerbstatigkeit im Sinne der Einkommen-Frei-
betrage.

Lehrlingsléhne werden besonders geregelt.

D.3.2.

Die Obergrenze dieser Zulagen (1ZU; EFB) betragt
gesamthaft maximal Fr. 850.-- pro Haushalt und
Monat.

Kumulierte Obergrenze der Zulagen

D.4. Eintrittsschwelle

In der Regel sind Personen oder Haushaltungen
unterstiitzungsbedirftig, wenn das monatliche
Nettoeinkommen nicht ausreicht, um die Kosten
fur die Grundsicherung gemass lit. B. dieser Richt-
linien zu decken. Situationsbedingte Leistungen
gemass lit. C. werden mitbertcksichtigt, sofern es
sich um ausgewiesene, bezifferbare und regel-
massig wiederkehrende Auslagen handelt, die in
der konkreten Lebenssituation zwingend notwen-
dig sind (z.B. Lohngestehungskosten, Kinderbe-
treuungskosten). Die ortsiiblichen Mietzinse gelten
als anrechenbar und die vom Kanton definierten
Krankenkassen-Pramien der Grundversicherung
sind zu bertcksichtigen.

D.5. Austrittsschwelle

Die Ablésung von der materiellen Sozialhilfe er-
folgt, wenn das verfugbare Einkommen die Hohe
der Eintrittsschwelle (Grundsicherung und situati-
onsbedingte Leistungen) und die gewahrten Ein-
kommensfreibetrage (EFB) in Héhe von maximal
Fr. 500.-- pro Monat wahrend 6 Monaten erreicht
hat.

D.6. Vermoégen

D.6.1.

In Ubereinstimmung mit dem Subsidiaritatsprinzip
ist die Verwertung von Bank- und Postcheckgutha-
ben, Aktien, Obligationen, Forderungen, Wertge-
genstanden, Liegenschaften und anderen Vermo-
genswerten Voraussetzung fur die Gewahrung von
materieller Hilfe.

Grundsatz und Freibetrage

Sozialhilferechtlich z&hlen alle Geldmittel, Guthaben,
Wertpapiere, Privatfahrzeuge und Giter, auf die
eine hilfesuchende Person einen Eigentumsan-
spruch hat, zum Vermdgen. Fur die Beurteilung der
Beduirftigkeit sind die tatsachlich verfligbaren oder
kurzfristig realisierbaren Mittel massgebend.

Die Freibetrage bei liquidem Vermégen betra-
gen fir Einzelpersonen Fr. 2’000.—, fiir Ehe-
paare oder eingetragene Paare Fr. 4°000.—.

In Ausnahmefallen kann von einer Verwertung des
Vermdgens abgesehen werden, wenn

- dadurch fur den Hilfeempfanger oder seine An-
gehdrigen eine ungeblhrliche Harte entstiinde,

- die Verwertung unwirtschaftlich ware,

- die Verausserung von Wertgegenstanden aus
anderen Grinden unzumutbar ist.
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D.6.2.

Es besteht grundsétzlich kein Anspruch darauf,
Grundeigentum zu erhalten.

Grundeigentum

Wenn aber eine Liegenschaft von der unterstitzten
Person selbst bewohnt wird, ist auf die Verwertung
zu verzichten, falls die unterstutzte Person zu markt-
Ublichen oder sogar glinstigeren Bedingungen darin
wohnen kann.

Auf die Verwertung ist ebenfalls zu verzichten

- wenn jemand voraussichtlich nur kurz- oder mit-
telfristig unterstiitzt wird

- wenn er in relativ geringem Umfang unterstiitzt
wird

- wenn wegen ungentgender Nachfrage nur ein
zu tiefer ErlGs erzielt werden kdnnte

In Falle, dass auf die Verausserung von Grundei-
gentum verzichtet wird, ist eine Ruckerstattungsver-
pflichtung mit Grundpfandsicherung zu vereinbaren.
Diese Riickerstattungsverpflichtung soll fallig wer-
den, wenn die Liegenschaft verdussert wird oder
wenn die unterstutzte Person stirbt.

D.6.3. Lebensversicherungen der freien Vor-

sorge (Saule 3b)

Eine Lebensversicherung zahlt mit ihrem Ruck-
kaufswert grundsatzlich zu den liquiden Eigenmit-
teln.

Vom Rickkauf der Versicherung kénnen Sozialhilfe-
organe absehen, wenn der Ablauf der Versicherung
oder Zahlungen wegen Invaliditat unmittelbar bevor-
stehen oder aufgrund der Ergebnisse aus der IV-
Fruhintervention Zahlungen der freien Vorsorge zu
erwarten sind. In diesen Fallen ist es sinnvoll, die
Pramie weiter zu zahlen und die Leistungen abtreten
zu lassen.

Wichtig: Die unterstiitzungsleistende Gemeinde
muss sich vor der Ausrichtung von Leistungen fur
die Zahlung von Pramien die Anspriche aus der
betreffenden Versicherung im Umfang der von ihr
geleisteten Zahlungen vom unterstitzten Versi-
cherungsnehmer abtreten lassen.

D.6.4. AHV-Vorbezug

Leistungen der AHV gehen grundsatzlich der Sozi-
alhilfe vor und sind im Budget der unterstitzten
Person vollumfanglich anzurechnen.

Die Altersrente kann bereits hochstens 2 Jahre vor
der Erreichung des ordentlichen Rentenalters bezo-
gen werden.

Der AHV-Vorbezug fuhrt zur Rentenkirzung, welche
aber bei langfristig unterstiitzten Personen mit Er-
ganzungsleistungen kompensiert werden kann und

deshalb entstehen der unterstitzten Person durch
den Vorbezug keine wirtschaftlichen Nachteile.

Der Anspruch auf Rentenvorbezug kann spates-
tens bis zum Geburtsmonat und niemals rickwir-
kend geltend gemacht werden. Die Anmeldung
zum Vorbezug muss vom oder von der Versicher-
ten persdnlich erfolgen.

D.6.5. Freiziigigkeitsguthaben (2. Saule) und
Guthaben der privaten gebundenen

Vorsorge (Saule 3a)

Leistungen der 2. Saule und der Saule 3a gehen
grundsatzlich der Sozialhilfe vor und sind im
Budget der unterstutzten Person vollumfanglich
anzurechnen.

Grundsatzlich sind Freizlgigkeitsguthaben der

2. Saule und der Saule 3a zusammen mit dem AHV-
Vorbezug oder dem Bezug einer ganzen IV-Rente
herauszuldsen. Der Lebensunterhalt ist erganzend
zur AHV- bzw. IV-Rente mit dem ausgeldsten Gut-
haben zu bestreiten. Um der Zielsetzung der

2. Saule (Sicherung der gewohnten Lebenshaltung
zu den Leistungen der AHV / IV) Rechnung zu tra-
gen, soll die Anzehrung ausldsbarer Freizigigkeits-
guthaben nicht friher erfolgen. Decken AHV- bzw.
IV-Rente und der anrechenbare Vermdgensverzehr
aus dem Freizligigkeitsguthaben den Lebensunter-
halt nicht, kbnnen Erganzungsleistungen beantragt
werden.

Ausgeloste Guthaben der 2. Saule und der Saule 3a
sind liquides Vermogen und fir den zukinftigen Le-
bensunterhalt zu verwenden.

D.6.6. Leistungen aus Genugtuung und

Integritatsentschadigung

Leistungen aus Genugtuung und Integritatsentscha-
digung sind nur soweit anzurechnen, als die jeweili-
gen Vermogensfreigrenzen fur das Ergénzungsleis-
tungsrecht Uberschritten werden. Massgeblich fir
die anteilige Berechnung der Freigrenzen ist die
Grosse der Unterstiitzungseinheit. Dabei wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass die betreffenden
Personen einen immateriellen Schaden erlitten ha-
ben und ihnen ein gewisser Ausgleich zugestanden
werden muss.

D.6.7. Kindesvermégen

Vermogen von minderjdhrigen Kindern darf nur im
Rahmen des Kindesrechts angerechnet werden.

Die Berucksichtigung von Ertragen des Kindesver-
maogens ist zulassig, soweit es sich nicht um freies
Kindesvermdgen im Sinne der Art. 321 und Art. 322
ZGB handelt. Fir den Arbeitserwerb gilt Art. 323
ZGB (vgl. auch D.2.). Wahrend Abfindungen, Scha-
denersatz und ahnliche, fir den Unterhalt des Kin-
des bestimmte Vermdgensteile ohne weiteres fiir
den Kindesunterhalt verwendet und deshalb auch
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angerechnet werden dirfen, muss fiir den Einbezug
des Ubrigen Kindesvermdgens eine Einwilligung der
Kindesschutzbehérde vorhanden sein (Art. 320

ZGB). Bei einer Sozialhilfe beziehenden Familie wird

E. Bevorschusste Leistungen Dritter

Die Sozialhilfeorgane leisten Unterstlitzung auch
wenn anderweitige Hilfe zwar im Prinzip bean-
spruchbar ware, aber nicht rechtzeitig verfugbar
ist. Dies ist haufig bei Anspriichen gegeniiber So-
zialversicherungen (Invalidenversicherung / Un-
fallversicherung) der Fall. Werden solche Leistun-
gen im Laufe der Unterstiitzung gewahrt, so sind
die Sozialhilfeleistungen zuriickzufordern.

von den Eltern erwartet, dass sie um eine solche
Bewilligung ersuchen. Anderenfalls kann auch das
Sozialhilfeorgan an die Kindesschutzbehdrde gelan-
gen.

Die Auszahlung von Versicherungsleistungen an
Dritte (Drittzahlung) - z.B. IV-Rentenleistungen -
bedarf eines Zahlungsauftrages des / der Berech-
tigten. Mit diesem Zahlungsauftrag wird die Sozi-
alversicherung angewiesen, das Guthaben der
entsprechenden Sozialhilfebehérde zu tUberwei-
sen.

F. Eheliche und elterliche Unterhaltspflicht

F.1. Grundsatz

Wenn unterstiitzte Personen Alimentenverpflich-
tungen haben, werden diese nicht ins Unterstit-
zungsbudget aufgenommen, da sie nicht der eige-
nen Existenzsicherung bzw. derjenigen des eige-
nen Haushaltes dienen.

Alimentenberechtigte, die dadurch, dass Zahlungen
nicht eingehen, in finanzielle Schwierigkeiten gera-
ten, kénnen ihr Recht auf Inkassohilfe und Bevor-
schussung geltend machen. Sind sie darlber hinaus
unterstitzungsbedurftig, so begriinden sie an ihrem
Wohnort einen eigenen Anspruch auf Sozialhilfe.

F.2. Eheliche Unterhaltspflicht

Eheleute sorgen gemeinsam, ein jeder nach sei-
nen Kraften, fir den gebihrenden Unterhalt der
Familie (Art. 163 ff. ZGB).

Werden Personen unterstutzt, denen ein nacheheli-
cher Unterhalt zusteht, so geht der entsprechende
Anspruch im Umfang der bezogenen Sozialhilfe mit
allen Rechten von Gesetzes wegen auf das unter-
stitzende Gemeinwesen Uber (Art. 131 Abs. 3
ZGB).

Wahrend der Ehe kann die Sozialhilfebehdrde ent-
weder eine Geltendmachung oder eine Abtretung
des Unterhaltsanspruchs verlangen. Im Falle einer
Abtretung sollte Uber den Anspruch bereits ein
Rechtstitel bestehen.

Verzichtet eine unterstiitzte Person auf eheliche
Unterhaltsbeitrage, obwohl der Ehegatte offen-
sichtlich solche leisten kdnnte, so muss sie sich ei-
nen angemessenen Betrag anrechnen lassen. Im
Umfang dieses Betrags besteht im Sinne des Sub-
sidiaritatsprinzips keine Bedurftigkeit.

Unterhaltsbeitrage diirfen nur verrechnet werden,
wenn die "verzichtende" unterstitzte Person vorher
Uber die Konsequenzen klar informiert und verwarnt
wurde und wenn ihr genugend Zeit eingerdumt
wurde, um ihre Anspriche geltend zu machen. Die
Anrechnung darf nicht erfolgen, wenn die unter-
stutzte Person glaubhaft darlegt, dass sie keinen
Ehegattenunterhalt erhalten kann.

Die auf dem getrennten Wohnen von verheirateten
Personen beruhenden Mehrauslagen sind lediglich
dann zu berlicksichtigen, wenn das Getrenntleben
gerichtlich geregelt ist oder sonst wichtige Griinde
daflir vorhanden sind. Soweit keine angemessenen
Unterhaltsbeitrage vereinbart worden sind, darf von
der unterstitzten Person verlangt werden, dass sie
innert dreissig Tagen eine gerichtliche Festsetzung
beantragt.

F.3. Eingetragene Partnerschaften

Gleichgeschlechtliche Partnerschaften sollen in der
Sozialhilfe analog zu den Konkubinatspaaren be-
handelt werden. Registrierte gleichgeschlechtliche
Paare sind den Ehepaaren gleichgestellt (Bundes-
gesetz Uber die eingetragene Partnerschaft gleich-
geschlechtlicher Paare, SR 211.231 PartG).

Personen, welche in eingetragener Partnerschaft le-
ben, sorgen gemeinsam nach ihren Kraften fir den
gebuhrenden Unterhalt ihrer Gemeinschaft (Art. 13
PartG).

Im Ubrigen vgl. die Ausfiihrungen unter B.2.

F.4. Elterliche Unterhaltspflicht

Die Eltern haben fiir den Unterhalt des Kindes auf-
zukommen, auch fur die Kosten von Erziehung,
Ausbildung und Kindesschutzmassnahmen

(Art. 276 Abs. 1 ZGB).
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Wird der Unterhalt eines Kindes ganz oder teilweise
aus Offentlichen Mitteln bestritten, so geht der Unter-
haltsanspruch des Kindes gegeniber seinen Eltern
in diesem Umfang mit allen Rechten auf das Ge-
meinwesen uber (Art. 289 Abs. 2 ZGB). Ist die Un-
terhaltspflicht in einem gerichtlichen Urteil oder ei-
nem Unterhaltsvertrag festgelegt, so ist dieser Bei-
trag in Bezug auf den bereits verpflichteten Elternteil
auch fir die Sozialhilfeorgane verbindlich.

Tragt die Sozialhilfe die Kosten flr den Unterhalt
von fremdplatzierten oder von volljahrigen, noch in
Erstausbildung stehenden Kindern (Art. 277 Abs. 2
ZGB), so hat die zustandige Behdrde gestiitzt auf
Art. 289 Abs. 2 ZGB bei den Eltern fur die Dauer
der Fremdplatzierung oder Erstausbildung Bei-
trage einzufordern.

Fremdplatzierungen verursachen tberdurchschnittli-
che Kosten in der Familie und wirken sich emotional
und finanziell belastend aus. Bei der Berechnung
des Elternbeitrages ist deshalb den Verhaltnissen
gebuhrend Beachtung zu schenken.

Die Hohe des Unterhaltsbeitrages soll der Leis-
tungsfahigkeit der Eltern Rechnung tragen (Art. 285
ZGB). Kinderzulagen und andere fiir den Unterhalt
des Kindes bestimmte Leistungen (Alimente, Wai-
senrenten, Zusatzrenten usw.) sind an das unter-
stitzende Gemeinwesen zu Uberweisen. Aus der
Unterhaltspflicht soll sich aber keine Unterstiitzungs-
bedirftigkeit der Eltern ergeben. Grundsatzlich hat
auch jener Elternteil, dessen Unterhaltspflicht noch
nicht mit Urteil oder Unterhaltsvertrag geregelt ist,
Unterhaltsbeitrage zu entrichten.

Unterhaltsbeitrage kénnen nicht mit Beschluss der
Sozialhilfebehorde eingefordert werden. Wenn kein
Urteil oder kein Unterhaltsvertrag vorliegt, hat im
Streitfall das unterstitzungspflichtige oder kostentra-
gende Gemeinwesen (Art. 25 ZUG) eine Zivilklage
zu erheben, die sich auf Unterhaltsleistungen fir die
Zukunft und fir ein Jahr vor Klageerhebung erstre-
cken kann (Art. 279 ZGB).

F.5. Wohn- und Wirtschaftsgemein-
schaften

F.5.1.

Die in einer familienahnlichen Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaft zusammenlebenden Perso-
nen dirfen in der Regel nicht als Unterstiitzungs-
einheit erfasst werden.

Begriff und Grundsiatze

Unter den Begriff ,familiendhnliche Wohn- und Le-
bensgemeinschaften® fallen Paare oder Gruppen,
die die Haushaltsfunktionen (Wohnen, Essen, Wa-
schen, Reinigen, Telefonieren usw.) gemeinsam
ausuben und finanzieren, also zusammenleben,
ohne ein Ehepaar, ein eingetragenes Paar oder eine

Familie zu bilden (z.B. Konkubinatspaare, Ge-
schwister, Kolleginnen, Freunde usw.).

Die in familiendhnlichen Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaften zusammenlebenden Personen sind
rechtlich nicht zur gegenseitigen Hilfe verpflichtet.
Einkommen und Vermdgen der verschiedenen Per-
sonen durfen daher nicht zusammengerechnet wer-
den. FUr jede unterstltzte Person ist ein individuel-
les Unterstitzungskonto zu fihren.

Nicht unterstutzte Personen haben alle Kosten, die
sie verursachen, selbst zu tragen.

Dies betrifft insbesondere die Aufwendungen fir den
Grundbedarf fir den Lebensunterhalt, Wohnkosten
und situationsbedingte Leistungen. Der anteilmas-
sige Unterhaltsbeitrag wird errechnet, indem zu-
nachst auf den Gesamtbetrag fir den entsprechen-
den Haushalt abgestellt wird. Die Kosten werden in-
nerhalb der Gemeinschaft grundsatzlich nach Pro-
Kopf-Anteilen getragen. (siehe B.2. und B.3.)

Konkubinatspaare, bei denen beide Partner unter-
stutzt werden, sind materiell nicht besser zu stel-
len als ein unterstitztes Ehepaar oder ein unter-
stlitztes eingetragenes Paar.

Leben die Partner in einem stabilen Konkubinat und
wird nur eine Person untersttzt, dirfen Einkommen
und Vermdgen des nicht unterstitzten Konkubinats-
partners angemessen mitberucksichtigt werden. Von
einem stabilen Konkubinat ist namentlich dann aus-
zugehen, wenn es mindestens zwei Jahre andauert
oder die Partner mit einem gemeinsamen Kind zu-
sammenleben.

F.5.2. Entschiddigung fiir Haushaltsfiihrung

Von einer unterstutzten, in einer Wohn- und Le-
bensgemeinschaft lebenden Person wird zur Min-
derung der Unterstitzungsbedurftigkeit erwartet,
im Rahmen ihrer zeitlichen und persdnlichen Még-
lichkeiten den Haushalt fir nicht unterstitzte be-
rufstatige Kinder, Eltern, Partner oder Partnerin zu
fuhren. Ausgeschlossen sind Wohngemeinschaf-
ten ohne gemeinsame Haushaltsfiihrung.

Fur eine erwartete Arbeitsleistung im Haushalt hat
die unterstitzte Person Anspruch auf eine Ent-
schadigung, die ihr als Einnahme anzurechnen ist.
Die Rollenverteilung wird aufgrund ausserer Indi-
zien (Arbeitspensum, Leistungsfahigkeit) einge-
schatzt.

Die erwartete Arbeitsleistung im Haushalt wird auf-
grund ausserer Indizien (allenfalls Arbeitspensum,
Arbeits- und Leistungsfahigkeit der zu unterstitz-
ten Person) eingeschatzt und die Hohe der Ent-
schadigung ist von der finanziellen Leistungsfahig-
keit der pflichtigen Person abhangig. Die Leis-
tungsfahigkeit der pflichtigen Person wird durch
das erweiterte Sozialhilfebudget festgestellt.
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Die Halfte des Uberschusses (Einnahmen minus
erweitertes Sozialhilfebudget) ist bei der Festset-
zung der Entschadigung zu berticksichtigen. Maxi-
mal kdnnen Fr. 950.-- angerechnet werden.

G. Junge Erwachsene in der Sozialhilfe

G.1. Einleitung

Als ,junge Erwachsene” gelten in der Sozialhilfe
alle Menschen zwischen dem vollendeten 18.
und dem vollendeten 25. Altersjahr.

Grundsatzlich haben die Eltern fiir den Unterhalt
des Kindes bis zur Volljahrigkeit und dartber hin-
aus fir die Dauer einer angemessenen Erstausbil-
dung aufzukommen. Junge Erwachsene werden
demnach in denjenigen Fallen unterstutzt, in de-
nen die Einnahmen (Lehrlingslohn, Stipendien)
nicht ausreichen und die Eltern den notwendigen
Unterhalt nicht leisten kdnnen oder nicht bereit
sind, ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen. Im
letztgenannten Fall hat die Unterstiitzung bevor-
schussenden Charakter. Die Sozialhilfebehdrde
tritt in den Unterhaltsanspruch ein und macht ihn
bei den Eltern geltend (vgl. Art. 289 Abs. 2 ZGB).

G.2. Integration — Anreize und
Sanktionen

Stipendien sind als Erwerbseinkommen im Sozi-
alhilfebudget zu berlcksichtigen. Haben junge
Erwachsene jedoch die Stipendien an die Sozi-
alhilfebehorde abgetreten, ist ihnen eine um den
monatlichen Anteil der Stipendien erhéhte Sozi-
alhilfe bis maximal Fr. 300.-- pro Monat zu ge-
wahren.

Lehrlingslohn und Praktika sind als Erwerbsein-
kommen im Sozialhilfebudget zu beriicksichti-
gen. Der Freibetrag bei einem vollen Arbeits-
pensum betragt dabei Fr. 300.-- pro Monat.

Zusatzlich sind situationsbedingte Leistungen
zuzusprechen, insbesondere zusatzliche Fahr-
kosten zum Ausbildungsort, Beitrage fur externe
Mabhlzeiten etc.

G.3. Unterschiedliche Lebenssituatio-
nen von jungen Erwachsenen

a) Unterstiitzung von jungen Erwachsenen in
Erstausbildung

Bei jungen Erwachsenen, die sich in Erstaus-
bildung befinden, ist dem Einbezug der Eltern
erste Prioritat beizumessen. Die Eltern haben

Entschadigung fiir die Haushaltsfiihrung

Haushalt mit zwei bis max. Fr. 950.—
Personen (ohne Kin-
derbetreuung)

dem Kind eine angemessene, seinen Fahig-
keiten und Neigungen soweit als moglich ent-
sprechende allgemeine und berufliche Ausbil-
dung zu verschaffen (Art. 302 Abs. 2 ZGB).
Zumutbar ist, fur den Unterhalt des Kindes
und die Kosten einer angemessenen Erstaus-
bildung aufzukommen (Art. 276 Abs. 1 ZGB).
Diese Unterhaltspflicht besteht auch dann,
wenn sich junge volljahrige Personen noch in
Ausbildung befinden oder wenn sie ohne an-
gemessene Ausbildung sind (Art. 277 Abs. 2
ZGB). Junge Erwachsene in Ausbildung wer-
den demnach in denjenigen Fallen unterstitzt,
in denen die Eltern selbst bedurftig sind, den
notwendigen Unterhalt — allenfalls auch in
Kombination mit Stipendien — nicht leisten
kénnen oder nicht bereit sind, ihrer Unter-
haltspflicht nachzukommen. Im letztgenann-
ten Fall hat die Unterstlitzung bevorschussen-
den Charakter. Die Sozialbehorde tritt in den
Unterhaltsanspruch ein und macht ihn bei den
Eltern geltend (vgl. Art. 289 Abs. 2 ZGB).

b) Unterstiitzung von jungen Erwachsenen
ohne Ausbildung und ohne Erwerbstitig-
keit
In jedem Einzelfall sind wirkungsorientierte
Massnahmen auf Grund einer fundierten Ab-
kldrung der Ressourcen in Zusammenarbeit
mit den Betroffenen und ihrem Umfeld sowie
mit Fachpersonen der Berufsausbildung und
Arbeitsvermittlung festzulegen, zu férdern, zu
begleiten und zu unterstitzen.

c) Unterstiitzung von jungen Erwachsenen
mit Erwerbs- oder anderem Einkommen
Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe haben
junge Erwachsene, wenn eigene Mittel wie Er-
werbseinkommen oder andere finanzielle Hil-
fen wie Arbeitslosentaggelder, Renten, Unter-
halts- und Unterstiitzungsleistungen von Fa-
milienangehdrigen usw. fehlen oder nicht ge-
nugen.

G.4. Bemessung des Lebensunterhalts
und der Wohnkosten (finanzielle
Hilfe)

Jungen Erwachsenen ohne Erstausbildung ist
zuzumuten, entweder bei den Eltern zu wohnen
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— sofern keine unuberbrickbaren Konflikte be-
stehen — oder eine anderweitige glinstige
Wohngelegenheit (z.B. Zimmerbenutzung im
Rahmen einer WG) zu suchen. Sozialhilfeemp-
fangerinnen und -empfénger werden so nicht
bessergestellt, als nicht unterstitzte junge Er-
wachsene in vergleichbarer Lebenssituation.
Die Bemessung des Lebensunterhaltes hat
stets in einem angemessenen Verhaltnis zur Le-
benssituation von nichtunterstitzten Personen
mit niedrigem Einkommen in der Umgebung der
unterstitzten Person zu stehen.

G.5. Lebensunterhalt

G.5.1. Junge Erwachsene ohne eigenen
Haushalt

Junge Erwachsene, die im Haushalt der Eltern o-
der in anderen familiendhnlichen Gemeinschaften
wohnen, werden nach den Prinzipien fir Wohn-

und Lebensgemeinschaften unterstutzt (vgl. F.5.).

Leben junge Erwachsene im Haushalt der Eltern
oder in Wohn- und Lebensgemeinschaften, er-
halten sie zur Deckung ihres Lebensunterhaltes
den auf sie anteilsmassig anfallenden Grundbe-
darf (Kopfquoten).

Junge Erwachsene, die keinen eigenen Haus-
halt fihren und nicht im Haushalt der Eltern,
sondern in einer Wohngemeinschaft leben,
ohne eine Wirtschaftsgemeinschaft zu bilden
(z.B. Zimmer in einer Studenten-Wohngemein-
schaft), erhalten zur Deckung ihres Lebensun-
terhaltes anteilsmassig den Grundbedarf fir ei-
nen Zweipersonenhaushalt.

Ahnlich wie bei nicht unterstitzten Personen ist es
unterstitzten Erwachsenen ohne Ausbildung zu-
mutbar, ihre Unterstitzungskosten durch gunsti-
ges Wohnen (z.B. in einer Wohngemeinschaft mit
mindestens zwei Personen) zu minimieren.

Kriterien fiir finanzielle Anreize

Grundsatzlich gelten bei der Anwendung der
Anreizinstrumente die gleichen Kriterien wie bei
Erwachsenen. Es ist jedoch darauf zu achten,
dass unterstitzte Jugendliche und junge Er-
wachsene nicht bessergestellt sind als nicht un-
terstitzte Personen in vergleichbarer Lebens-
lage. Dies rechtfertigt tiefere Ansatze bei den fi-
nanziellen Anreizen.

G.5.2. Junge Erwachsene mit eigenem
Haushalt

In begrindeten Fallen wird FUhrung eines eige-
nen Haushaltes anerkannt.

In diesen Fallen steht ihnen ein Grundbedarf fur
den Lebensunterhalt gemass Ziff. A.2. der Richtli-
nien fir Zweipersonenhaushalte zu. Wenn auf
Grund von Nichteinhalten von Auflagen oder Wei-
sungen Leistungen gekurzt werden, so gilt Art. 26
SHEG.

Jungen Erwachsenen ist zuzumuten, eine glins-
tige Wohngelegenheit zu suchen. Dabei ist ein
einfaches Zimmer mit oder ohne Kochgelegen-
heit, ein Studentenheim oder das Teilen der Woh-
nung mit anderen zumutbar. Eine eigene Woh-
nung wird nur bewilligt, wenn hierfiir besondere
Grinde (wie z.B. Haushalt mit Kindern, medizini-
sche Griinde, fehlende Angebote glinstiger M6g-
lichkeiten etc.) geltend gemacht werden. Wird an
einer eigenen Wohnung ohne besondere Grinde
festgehalten, so gilt lit. B.3.

H. Voriibergehende Unterstiitzung und Leistungsaufschub

H.1. Voriibergehende Unterstiitzung

Eine voriibergehende Unterstiitzung ist die befris-
tete materielle Unterstitzung, die bis zu einem im
Voraus bestimmten Datum dauert. Unterstut-
zungsleistungen, die langer als drei Monate dau-
ern, kénnen nicht als voribergehend eingestuft
werden.

Mogliche Abziige vom Grundbedarf fiir den Le-
bensunterhalt:

Kleider, Wasche, Schuhe

Bei nur voribergehend unterstiitzungsbedurftigen
Personen kénnen im Gegensatz zu langerfristig un-
terstiitzten Personen Teile der Sozialhilfeleistungen
aufgeschoben oder nicht ausgerichtet werden.

Wird einem Sozialhilfebezlger bzw. einer Sozialhil-
febezlgerin der Betrag fur diese Position nicht lau-
fend ausgerichtet, sind auf begriindetes Begehren
hin Kleider, Wasche und Schuhe zu finanzieren. Ins-

Fir Jugendliche vom 12. bis Fr. 60.-- bis besondere gegenuber Kindern und Frauen soll da-
16. Lebensjahr Fr. 80.-- bei jedes diskriminierende Vorgehen vermieden wer-
den.
Fir jede Person ab dem 17. Fr. 80.-- bis
Lebensjahr Fr. 100.--
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Verschiedenes

Fr. 100.— max.

In jedem Fall kann auf die Berechnung bzw. Leis-
tung von Beitragen fur Urlaub und Erholung ver-
zichtet werden.

Pro Haushalt

H.2. Leistungsaufschub

Bietet eine unterstitzungsbediirftige Person keine
Gewahr dafir, dass sie die fir ihren Lebensunterhalt
wichtigen Verpflichtungen gegeniber Dritten selbst
wahrnehmen kann, ist im Einzelfall zu prifen, wel-
che Leistungen von einer Sozialhilfestelle aufge-
schoben und bei effektivem Bedarf ausbezahlt oder
direkt an die Leistungserbringer im Auftrag dieser
Person vergutet werden sollen.

Denjenigen Haushalten, die nachweislich nicht im
Stande sind, die verfligbaren Mittel selbst einzutei-
len, kdbnnen vom Grundbedarf fiir den Lebensunter-
halt (GBL) folgende Betrage abgezogen werden und
bei effektivem Bedarf ausbezahlt bzw. allfallige
Rechnungen direkt von der Sozialhilfe bezahlt wer-
den:

Gebiihren fiir Radio / TV / Telefon
(inkl. Taxenanteil)

Einpersonen-Haushalt Fr. 70.— bis Fr. 90.—

Fr. 80.— bis Fr. 100.—-

Mehrpersonen-Haushalt

Wird fur die Deckung der Geblhren und Taxen ein
Betrag innerhalb obiger Richtsatze aufgeschoben,
muss fur die Begleichung der effektiven Rechnung
héchstens dieser Betrag ausgerichtet werden. Die
Gemeinde haftet nicht fir hdhere Gebihren und Ta-
xen, es sei denn, der / die Betroffene stimme einer
Verrechnung mit Teilen des klinftigen Grundbedarfs
explizit zu.

Kleider, Wasche, Schuhe

Fur Jugendliche vom 12. | Fr. 60.— bis Fr. 80.—

bis 16. Lebensjahr

FUr jede Person ab dem Fr. 80.— bis Fr. 100.—

17. Lebensjahr

Energieverbrauch (Elektrizitiat, Gas etc.)
ohne Wohnnebenkosten

Pro Haushalt Fr. 100.— max.

Ergibt sich ein héherer effektiver Rechnungsbetrag
fur diese Ausgabenposition, ist der dariber liegende

Betrag stets mit dem kiinftigen Grundbedarf zu ver-
rechnen.

Langerfristig unterstitzte Personen haben An-
spruch auf den Grundbedarf flir den Lebensunter-
halt (GBL) und allenfalls situationsbedingte Leis-
tungen. Der Unterstitzungsbedarf ist immer aus-
zurechnen. Ein Leistungsaufschub ist nur in Aus-
nahmefallen zuldssig. In regelmassigen Abstan-
den muss die Differenz zum Unterstlitzungsbedarf
berechnet werden und zu viel aufgeschobene Be-
trage mussen der unterstitzungsbediirftigen Per-
son ausbezahlt werden (mindestens einmal jahr-
lich).

Ob die Sozialhilfebehérde einzelne Betrage zu-
ruckbehalten will, liegt in ihrem Ermessen. Sie
muss aber jeden Entscheid begrinden kénnen.

H.3. Spezielle Situationen

Fir bedirftige Personen, die nicht in einem eigentli-
chen Haushalt wohnen, beispielsweise in Heimen
untergebrachte Personen oder Personen ohne fes-
ten Wohnsitz, sind die Richtlinien sinngemass der
jeweiligen individuellen Situation angemessen zu in-
terpretieren.

Schaffhausen,

Kanton Schaffhausen
Departement des Innern

Walter Vogelsanger, Regierungsrat
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Beilage zu den Richtlinien fiir die Bemessung der Sozialhilfe

Weitere Fragen der Sozialhilfe

Die nachstehenden Ausfiihrungen sind nicht Teil der
verbindlichen Richtlinien nach Art. 25 Abs. 3 SHEG,
sondern sind lediglich als eine allgemeine Hilfestel-
lung flr die Arbeit der Gemeinden gedacht.

Familienrechtliche Unterstiitzungspflicht
(Verwandtenunterstiitzung)

Die gegenseitige Unterstlitzungspflicht von Ver-
wandten in auf- und absteigender Linie (Kinder-El-
tern-Grosseltern) ist in den Artikeln 328 und 329
ZGB geregelt. Pflichtig sind Eltern gegentber voll-
jahrigen Kindern und umgekehrt. Weder pflichtig
noch unterstiitzungsberechtigt sind jedoch Ge-
schwister, Stiefeltern und Stiefkinder sowie ver-
schwagerte Personen.

Der Anspruch auf Leistungen ist in der Reihenfolge
der Erbberechtigung geltend zu machen. Sind meh-
rere in Frage kommende Verwandte vorhanden, so

sind priméar die Verwandten ersten Grades (Eltern,
Kinder) heranzuziehen. Unter Verwandten gleichen
Grades besteht eine nach ihren Verhaltnissen anteil-
massige Verpflichtung.

Beitragsleistungen sollen lediglich bei Verwandten
mit dberdurchschnittichem Einkommen bzw. Ver-
mogen gestitzt auf die Angaben der Steuerbe-
hérde gepruft werden.

Gemass Art. 328 Abs. 1 ZGB sind nur diejenigen
Verwandten unterstiitzungspflichtig, die in glinstigen
Verhaltnissen leben. Gemass Rechtsprechung des
Bundesgerichtes lebt in glinstigen Verhaltnissen,
wem aufgrund seiner Einkommens- und Vermé-
genssituation eine wohlhabende Lebensfiihrung
mdglich ist. Massgebende Bemessungsgrundlage ist
das steuerbare Einkommen gemass Bundessteuer
zuzuglich Vermdgensverzehr. Die Prufung der Bei-
tragsfahigkeit sollte deshalb nur erfolgen, wenn die
Einkommenszahlen der in Privathaushalten leben-
den Verwandten Uber den nachfolgenden Satzen lie-
gen (Empfehlung ohne bindenden Charakter):

Alleinstehende

Verheiratete und
eingetragene Paare

Zuschlag pro minder-
jahriges oder in Ausbil-
dung befindliches Kind

Steuerbares Einkommen
(einschliesslich Vermdgensverzehr)

Fr. 120'000.—-

Fr 180'000.— Fr. 20'000.—

Vom steuerbaren Vermdgen ist ein Freibetrag (Al-
leinstehende Fr. 250'000.--, Verheiratete und einge-
tragene Paare Fr. 500'000.--, pro Kind Fr. 40'000.--)
abzuziehen. Der verbleibende Betrag soll aufgrund
der durchschnittlichen Lebenserwartung umgerech-
net (Jahresbetrag) und zum Einkommen gezahit
werden.

Es ist sinnvoll, Beitrage von Verwandten auf
Grund gegenseitiger Absprachen zu erzielen, wo-
bei stets die Auswirkungen auf die Hilfesuchenden
und auf den Hilfsprozess mit zu bedenken sind.

Verwandtenbeitrage kdnnen nicht mit Beschluss der
Fursorgebehdrden eingefordert werden. Im Streitfall
hat das unterstitzungspflichtige oder kostentra-
gende Gemeinwesen (Art. 25 ZUG) eine Zivilklage
zu erheben, die sich auf Unterhaltsleistungen fur die
Zukunft und fur héchstens ein Jahr vor Klageerhe-
bung erstrecken kann (Art. 279 ZGB). Wie bei der
Berechnung der Elternbeitrage missen auch bei der
Verwandtenunterstitzung die Verhaltnisse im Ein-
zelfall genau gepruft werden, bevor Beitrage geltend
gemacht werden. Die aktive Unterstlitzung der
pflichtigen Verwandten bei der Problembewaltigung

(z.B. Betreuungsleistungen) ist angemessen zu be-
ricksichtigen.

Gemass Art. 329 Abs. 2 ZGB ist die Unterstiitzungs-
pflicht in besonderen Umstanden (z.B. schweres
Verbrechen gegenlber dem Pflichtigen oder einer
diesem nahe stehenden Person, Verletzung fami-
lienrechtlicher Pflichten gegentber dem Pflichtigen
oder dessen Angehorigen) zu ermassigen oder gar
aufzuheben.

Haben Pflichtige in erheblichem Umfang Grundei-
gentum oder andere Vermogenswerte, deren (teil-
weise) Verwertung im Moment nicht méglich oder
nicht zumutbar ist, sind spezielle Vereinbarungen zu
treffen (Falligkeit des Betrages nach Verkauf der
Vermdgenswerte oder nach Ableben der Pflichtigen,
gegebenenfalls mit grundpfandrechtlicher Sicherstel-

lung).

Leider ist es uns nicht méglich, Richtsatze fir die
Bemessung der Verwandtenunterstitzungsbei-
trage zu erlassen, da nicht nur die Einkommens-
und Vermdgensverhaltnisse der pflichtigen Perso-
nen, sondern auch die personlichen Verhaltnisse
zwischen pflichtigen und beglnstigten Personen
von erheblicher Bedeutung sind.

20 Kanton Schaffhausen, Departement des Innern
Richtlinien fir die Bemessung der Sozialhilfe giiltig ab 1.1.2022



	A. Voraussetzungen und Grundsätze
	A.1. Ziele der Sozialhilfe
	A.2. Ausgestaltung der Sozialhilfe
	A.3. Formen der materiellen Hilfe
	A.4. Formen der persönlichen Hilfe
	A.5. Anspruch auf Sozialhilfe

	B. Unterstützungsbudget und Unterstützungsbedürftigkeit
	B.1. Individuelles Unterstützungsbudget
	B.2. Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL)
	B.2.1.  Grundsatz
	B.2.2.  Personen in familienähnlichen Wohn- und Lebensgemeinschaften
	B.2.3.  Personen in Zweck-Wohngemeinschaften
	B.2.4.  Personen in stationären Einrichtungen
	B.2.5.  Teilweise Abwesenheit von Kindern aufgrund Besuchsrecht beim anderen Elternteil
	B.2.6. Personen ohne Bleiberecht

	B.3. Wohnkosten (WOK)
	B.3.1.  Allgemeines
	B.3.2.  Wohnkosten bei familienähnlichen Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften
	B.3.3.  Zweck-Wohngemeinschaften

	B.4. Krankenversicherung (MGV)
	B.5. Kürzung, Verweigerung und Einstellung von Unterstützungsleistungen
	B.5.1.  Zur Kürzung
	B.5.2.  Zur Verweigerung
	B.5.3.  Zur Einstellung
	B.5.4.  Verfahren der Kürzung / Einstellung bzw. Verweigerung von Sozialhilfeleistungen


	C. Situationsbedingte Leistungen und Integrationszulagen
	C.1. Situationsbedingte Leistungen (SIL) und Integrationszulagen
	C.1.1.  Anspruch und Inhalt
	C.1.2.  Krankheits- und behinderungsbedingte Auslagen
	C.1.3.  Zahnarztkosten
	C.1.4.  Erwerbskosten und Auslagen für nicht lohnmässig honorierte Leistungen
	C.1.5.  Integration und Betreuung von Kindern und Jugendlichen
	C.1.6.  Schule und Erstausbildung
	C.1.7.  Prämien für Hausrat- und Haftpflichtversicherung
	C.1.8.  Integration von fremdsprachigen Erwachsenen
	C.1.9.  Steuern
	C.1.10.  Urlaub / Erholung
	C.1.11.  Kostenbeteiligung für heroingestützte Behandlung
	C.1.12.  Wegzug aus der Gemeinde
	C.1.13.  Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung des Besuchsrechts

	C.2. Integrationszulage für Nichterwerbstätige (IZU)

	D. Anrechnung von Einkommen und Vermögen
	D.1. Einkommen
	D.2. Einkommen von Minderjährigen
	D.3. Einkommens-Freibeträge (EFB) für Erwerbstätige
	D.3.1.  Höhe Einkommensfreibetrag
	D.3.2.  Kumulierte Obergrenze der Zulagen

	D.4. Eintrittsschwelle
	D.5. Austrittsschwelle
	D.6. Vermögen
	D.6.1.  Grundsatz und Freibeträge
	D.6.2.  Grundeigentum
	D.6.3.  Lebensversicherungen der freien Vorsorge (Säule 3b)
	D.6.4.  AHV-Vorbezug
	D.6.5.  Freizügigkeitsguthaben (2. Säule) und Guthaben der privaten gebundenen Vorsorge (Säule 3a)
	D.6.6.  Leistungen aus Genugtuung und Integritätsentschädigung
	D.6.7.  Kindesvermögen


	E. Bevorschusste Leistungen Dritter
	F. Eheliche und elterliche Unterhaltspflicht
	F.1. Grundsatz
	F.2. Eheliche Unterhaltspflicht
	F.3. Eingetragene Partnerschaften
	F.4. Elterliche Unterhaltspflicht
	F.5. Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften
	F.5.1. Begriff und Grundsätze
	F.5.2.  Entschädigung für Haushaltsführung


	G. Junge Erwachsene in der Sozialhilfe
	G.1. Einleitung
	G.2. Integration – Anreize und Sanktionen
	G.3. Unterschiedliche Lebenssituationen von jungen Erwachsenen
	G.4. Bemessung des Lebensunterhalts und der Wohnkosten (finanzielle Hilfe)
	G.5. Lebensunterhalt
	G.5.1. Junge Erwachsene ohne eigenen Haushalt
	G.5.2.  Junge Erwachsene mit eigenem Haushalt


	H. Vorübergehende Unterstützung und Leistungsaufschub
	H.1. Vorübergehende Unterstützung
	H.2. Leistungsaufschub
	H.3. Spezielle Situationen

	Beilage zu den Richtlinien für die Bemessung der Sozialhilfe
	Weitere Fragen der Sozialhilfe
	Familienrechtliche Unterstützungspflicht (Verwandtenunterstützung)




